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Zur Unterscheidung
zwischen Wegeunfall und Arbeitsunfall
im Zusammenhang mit dem Arbeitsprozeß

Für die Anwendung der Schadenersatzregelung des § 267 
Abs. 1 AGB ist erforderlich festzustellen, ob im Zusam­
menhang mit dem Arbeitsprozeß ein Arbeitsunfall gemäß 
§ 220 Abs. 1 AGB eingetreten ist oder ob es sich um einen 
Wegeunfall nach § 220 Abs. 2 AGB bzw. um einen anderen, 
einem Arbeitsunfall in bezug auf die Leistungen der So­
zialversicherung gleichgestellten Unfall entsprechend § 220 
Abs. 3 AGB handelt.

Zur Abgrenzung zwischen einem Wegeunfall und einem 
Arbeitsunfall im Zusammenhang mit dem Arbeitsprozeß 
gilt, daß mit dem Betreten des Betriebes — also dem 
Durchschreiten des Werktores bei stationären Betrieben 
oder mit dem Erreichen des Arbeitsortes, der Bau- oder 
Montagestelle und ähnlicher Arbeitsstellen — jeder Unfall 
ein Arbeitsunfall nach § 220 Abs. 1 AGB ist. Demnach ste­
hen alle Wege, die der Werktätige innerhalb des Betrie­
bes benutzt, grundsätzlich im Zusammenhang mit dem 
Arbeitsprozeß. Das gilt auch für Wege während der Ar­
beitspausen. Erleidet der Werktätige dabei einen Schaden, 
kann er vom Betrieb Schadenersatz gemäß §§267 Abs. 1, 
268 Abs. 1 AGB verlangen (vgl. H. N e u p e r t / M .  R u d -  
1 о f f ,  Gesundheits- und Arbeitsschutz, Schriftenreihe 
zum AGB der ©DR, Heft 8, Berlin 1979, S. 83). Wird aller­
dings die Wohnung zur Einnahme des Mittagessens auf- 
gesucht, hat der Weg vom Betrieb zur Wohnung und zu­
rück keinen Zusammenhang mit dem Arbeitsprozeß. Ein 
Unfall auf diesem Weg ist ein Wegeunfall gemäß § 220 
Abs. 2 AGB (vgl. Tribüne vom 12. August 1980, S. 5).

Die Werktätigen müssen zuweilen auch Wege benut­
zen, für die der Betrieb gemäß §§ 2, 3 der 3. DVO zum 
Landeskulturgesetz vom 14. Mai 1970 (GBl. II Nr. 46 S. 339) 
als Anlieger Pflichten zu erfüllen hat (z. B. Schneebeseiti- 
gungs- und Streupflicht). Erleidet ein Werktätiger auf 
einem dieser Wege vor Betreten des Betriebes einen Un­
fall, handelt es sich um einen Wegeunfall nach § 220 Abs. 2 
AGB. Einen Schadenersatzanspruch gegen den Betrieb 
hat er nur dann, wenn der Betrieb eine ihm als Anlieger 
obliegende Pflicht verletzt hat und der Unfall dadurch 
verursacht worden ist. Da in einem solchen Fall davon 
aüszugehen ist, daß diese Pflichten des Betriebes ebenfalls 
zum Inhalt des Arbeitsrechtsverhältnisses zwischen ihm 
und dem ' geschädigten Betriebsangehörigen zählen, leitet 
sich der Schadenersatzanspruch des Werktätigen nicht aus 
zivilrechtlichen Bestimmungen ab, sondern aus § 270 Abs. 1. 
AGB.

Das gleiche gilt, wenn z. B. während der Durchführung 
organisierter gesellschaftlicher, kultureller oder sportlicher 
Veranstaltungen i. S. des § 220 Abs. 3 AGB betriebliche 
Einrichtungen und Wege innerhalb des Betriebsgeländes 
benutzt werden (z. B. für einen von der BGL organisier­
ten „Meilenlauf“) und ein Unfall passiert. Hier besteht 
zwar kein Zusammenhang mit dem Arbeitsprozeß, und bei 
einem Unfall entsteht kein Schadenersatzanspruch nach 
§ 267 Abs. 1 AGB. Hat aber der Betrieb z. B. die Sicherheit 
der Wege im Betriebsgelände nicht gewährleistet, dann 
kann der geschädigte Werktätige gleichfalls Ansprüche 
nach §§ 270 Abs. 1, 268 Abs. 1 AGB geltend machen. So sind 
auch die Ausführungen in NJ 1980, Heft 3, S. 135 zu verste­
hen, daß der Betrieb bei einem Unfall nach § 220 Abs. 2 
und 3 AGB dann schadenersatzpflichtig ist, wenn er z. B. 
bei Glatteis seiner Streupflicht auf den Gehwegen vor 
und in dem Betrieb nicht ordnungsgemäß nachgekommen 
ist.

Dr. GERHARD KIRMSE, Berlin

Allgemeine Gesetzlichkeitsaufsicht 
des Staatsanwalts

§ 6 Abs. 7 der АО über die Grundsätze der Ordnungsmä­
ßigkeit bei Zahlungen durch volkseigene Betriebe, Kom­
binate und WB — Zahlungsordnung VEW — vom
24. Juni 1976 (GBl. I Nr. 25 S. 349).
Zur Verantwortung des Hauptbuchhalters dafür, daß 
Zahlungen nur zugunsten eines betrieblichen Bank- bzw. 
Postscheckkontos geleistet werden.
Protest des Staatsanwalts der Stadt und des Kreises Gör­
litz vom 17. März 1980 — 111 — 53/80.

In dem Strafverfahren gegen den Handwerksmeister B. 
wegen Steuerverkürzung (§ 176 StGB) wurde festgestellt, 
daß der VEB L. "Zahlungen an B. auf Grund erbrachter 
Leistungen auf ein Privatkonto vorgenommen und dadurch 
straftatbegünstigende Umstände geschaffen hat

Der Staatsanwalt erhob gemäß § 31 StAG beim Direk­
tor des Betriebes Protest. "

Aus der Begründung:
Ordnung und Sicherheit auf dem Gebiet des Zahlungs­
wesens der Betriebe setzen eine gewissenhafte Kontrolle 
über alle Zahlungen voraus. Der Hauptbuchhalter trägt 
eine hohe persönliche Verantwortung dafür, daß die in 
der АО über die Grundsätze der Ordnungsmäßigkeit bei 
Zahlungen durch volkseigene Betriebe, Kombinate und 
WB — Zahlungsordnung VEW — vom 24. Juni 1976 (GBl. I 
Nr. 25 S. 349) festgelegten Anforderungen konsequent be­
achtet und durchgesetzt werden. Gemäß § 6 Abs. 7 der An­
ordnung ist deshalb der Hauptbuchhalter verpflichtet zu 
kontrollieren, daß Zahlungen nur zugunsten eines betrieb­
lichen Bank- bzw. Postscheckkontos erfolgen. Seine Ver­
antwortung dafür ergibt sich auch aus § 5 Abs. 3 der Haupt­
buchhalterverordnung vom 7. Juni 1979 (GBl. I Nr. 18 
S. 156).

Durch die unzureichende Gewährleistung der inner­
betrieblichen Kontrolle über die Einhaltung der Zahlungs­
grundsätze wurden dem Handwerksmeister B. über einen 
Zeitraum von lVz Jahren mehrere Zahlungen in Höhe von 
insgesamt 9 104,25 M auf ein Privatkonto bei der Genos­
senschaftskasse überwiesen. (wird im einzelnen ausgeführt) 
Daß es sich um kein Geschäftskonto handelte, war aus der 
Kontonummer eindeutig zu erkennen. Die Kontenart geht 
stets aus der 5. Zahl der Kontonummer hervor: Geschäfts­
konten führen grundsätzlich die Kontenart 1 oder 3, Spar­
girokonten die Zahl 4.

Die Einzahlungen sind im vorliegenden Fall alle auf 
das Spargirokonto der Ehefrau, des B. gegangen. Durch das 
pflichtwidrige Handeln der verantwortlichen Mitarbeiter 
des Betriebes war es B. möglich, strafbare Verkürzungen 
von Steuern durchzuführen.

Es sind Maßnahmen festzulegen und durchzusetzen, die 
künftig die Ordnungsmäßigkeit bei der Erfüllung von 
Zahlungsverpflichtungen gegenüber leistenden Betrieben 
ausreichend gewährleisten. Zugleich ist der Protest in 
einer Leitungsberatung gründlich auszuwerten, und es sind 
die Konsequenzen solcher Rechtsverletzungen aufzuzeigen.

Anmerkung:
Neben der geforderten Auswertung des Protestes mit den 
Leitern veranlaßte der Direktor des Betriebes eine Über­
prüfung der Ordnungsmäßigkeit aller bezahlten Rechnun­
gen des Jahres 1979. Sie ergab, daß alle anderen Zahlungs­
aufträge entsprechend den Rechtsvorschriften erteilt wor­
den sind.

Zur Verstärkung der innerbetrieblichen Kontrolle über 
die Einhaltung der Ordnungsmäßigkeit bei Zahlungen ge­
genüber den leistenden Betrieben wurde festgelegt, daß die 
Mitarbeiter des Fachbereichs künftig zweimal jährlich 
über ihre Pflichten und Befugnisse aktenkundig zu be­
lehren sind. Der Hauptbuchhalter wurde verpflichtet, in 
den Leitungsberatungen über seine Kontrolltätigkeit Be­
richt zu erstatten.

ROLF SCHMIDT, Staatsanwalt
beim Staatsanwalt der Stadt und des Kreises Görlitz


